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	< Editorial

weitere Sorgen verrichtet werden kann. 
Wir unterstützen diesen Ansatz. Deswe-
gen haben wir einige Forderungen an das 
BMVg gerichtet, die den Dienst in Litauen 
für die Zivilbeschäftigten und ihre Fami-
lien interessanter machen und zu Entlas-
tungen im familiären Umfeld führen sol-
len. Wir denken, dass diese einmalige 
Situation, in der sich die Bundeswehr 
noch nie zuvor befunden hat, durchaus 
vergleichbar ist mit der Situation in den 
90er-Jahren, als die Beschäftigten der 
Bundeswehr motiviert werden sollten, 
ihren Dienst im Beitrittsgebiet aufzu
nehmen. Es ist kein Einsatz, sodass die 
Einsatzregelungen für besondere Aus-
landsverwendungen nicht greifen. Die 
Stationierung soll jedoch in einem Gebiet 
an der östlichen Außengrenze des NATO-
Gebiets erfolgen, es sollen neue Wohn-
gebiete, Kindergärten, Schulen und Ein-
kaufsmöglichkeiten entstehen; kurzum, 
es gibt im Umfeld noch keine bestehende 
Infrastruktur für die Bedürfnisse von Fa-
milien. Daher gibt es viel zu bedenken, 
und die zivilen Kolleginnen und Kollegen 
sind bei der Vorbereitung von Anfang an 
fachlich gefragt und aktiv beteiligt. Der 
VBB steht mit seinen Forderungen an der 
Seite der Zivilbeschäftigten.

Ganz allgemein haben wir darüber hin-
aus Forderungen zusammengetragen 
und an die Leitung des BMVg gestellt,  
die die Zivilbeschäftigten bewegen und 
die uns erreichen.

Den gesamten Katalog finden Sie im 
Magazin, hier zunächst ein Auszug der 
Forderungen des VBB zur Erhöhung der 
Attraktivität und Steigerung der Einsatz-
bereitschaft der Bundeswehr:

I.	 Gesetzlicher Handlungsbedarf 
im Hinblick auf Litauen

1. Der VBB fordert die Anrechnung von 
Zeiten einer Verwendung von Beamtin-
nen und Beamten in Ländern mit beson-

Bundesminister Pistorius lässt nicht nur 
gerade den nachgeordneten Bereich des 
BMVg organisatorisch überprüfen. Er treibt 
auch die Etablierung einer deutschen Bri-
gade in Litauen voran. Der Zeitplan ist 
ehrgeizig: Im ersten Quartal 2024 soll ein 
Vorauskommando nach Litauen verlegt 
werden, im Herbst 2024 dann ein Aufstel-
lungsstab mit rund 150 Personen folgen.

Das Engagement der Bundeswehr in 
Litauen löst Prüfungs- und Handlungs
bedarf in vielfältiger Weise aus. Der Er-
folg der Brigade und der dazugehörigen 
größten Bundeswehrverwaltungsstelle 
außerhalb des Hoheitsgebietes der Bun-
desrepublik Deutschland hängt auch da-
von ab, dass qualifizierte und motivierte 
Soldatinnen und Soldaten sowie Kolle-
ginnen und Kollegen bereit sind, ihren 
Dienst in Litauen auszuüben. Die Verant-
wortlichen im BMVg wollen die Voraus-
setzung schaffen, dass die Verwendung 
in Litauen für die Beschäftigten und ihre 
Familien möglichst attraktiv ist und ohne 
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deren Anforderungen an den 
Dienst (LTU), bis zum Doppel-
ten als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit, wenn sie ununter-
brochen mindestens ein Jahr 
gedauert hat.

Begründung: Mit dem Aufstel-
len einer deutschen Brigade in 
Litauen werden in besonderer 
Weise Bündnisinteressen der 
NATO von Deutschland über-
nommen. Mit der Stationie-
rung an der Grenze zum Ein-
flussgebiet des Aggressors 
Russland werden die Beamtin-
nen und Beamten der Bundes-
wehr in einer unsicheren, völlig 
neuen politischen Situation ih-
ren Dienst ausüben. Dies ist 
durchaus vergleichbar mit der 
nie zuvor dagewesenen Auf-
bauhilfe im Beitrittsgebiet 
nach der deutschen Einheit. 
Damals wurden mit der Ver-
ordnung über soldatenversor-
gungsrechtliche Übergangs

regelungen nach Herstellung 
der Einheit Deutschlands (Solda-
tenversorgungs-Übergangsver-
ordnung – SVÜV) und entspre-
chenden zivilen Regelungen 
adäquate Anreizregelungen 
geschaffen, um freiwillige Be-
schäftigte mit der erforderli-
chen Fachkompetenz für diese 
Aufgaben zu gewinnen.

2. Der VBB fordert, dass eine 
entsprechende Regelung für 
die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der Bundeswehr 
getroffen wird.

Für Arbeitnehmer sollten Zu-
schläge an Entgeltpunkten (für 
jeden Kalendermonat 0,18 Ent-
geltpunkte) entsprechend ge-
währt werden.

Begründung: siehe Ziffer I. 1.

3. Der VBB fordert, dass die Zi-
vilbeschäftigten in Litauen an 

der unentgeltlichen truppen-
ärztlichen Versorgung teilneh-
men. 

Begründung: Es ist nicht zu-
mutbar, die Zivilbeschäftigten 
auf die Gesundheitsversor-
gung in Litauen zu verweisen.

Weder ist ihnen die Sprache 
dieses Landes geläufig noch 
sind die Standards bekannt.  
Es ist nicht davon auszugehen, 
dass eine Anerkennung von 
Rezepten und Behandlungs-
kosten durch die deutschen 
Krankenversicherungen rei-
bungslos erfolgen würde. Die 
Zivilbeschäftigten dürfen nicht 
mit zusätzlichen Unsicherhei-
ten und Problemen belastet 
werden. 

4. Der VBB fordert die Aus
weitung/analoge Regelung  
der Soldaten-Haushaltshilfe-
Verordnung (SHV) auf das zivi-

le Personal der Bundeswehr in 
den Einsätzen und in Litauen.

Begründung: An besonderen 
Auslandverwendungen und in 
Litauen nehmen immer wieder 
auch zivile Beschäftigte teil, 
die ebenfalls Familien- und 
Pflegeaufgaben haben. Die Un-
terstützung des Personals mit 
entsprechenden Maßnahmen 
analog der SHV würde zur Ent-
lastung der Beschäftigten füh-
ren und die Attraktivität des 
Dienstes steigern. 

Der VBB steht an der Seite der 
Zivilbeschäftigten. Besondere 
Zeiten erfordern besondere 
Maßnahmen!

Ihre 

Imke v. Bornstaedt-Küpper, 
Bundesvorsitzende

Die neue Bundesgeschäftsführerin ist da!
Der vormalige Bundesgeschäftsführer Herr 
Michael Zirbes hat den Verband zum 31. Januar 
2024 auf eigenen Wunsch verlassen. Wir be
danken uns an dieser Stelle für seine Arbeit im 
Verband und wünschen ihm alles Gute und viel 
Erfolg für den weiteren Lebensweg.

Seine Nachfolge hat Frau 
Kamila Müller übernommen. 
Frau Müller ist seit 25 Jahren 
Beamtin bei der Bundeswehr, 
mit einem pensionierten Be-
rufssoldaten verheiratet und 
vervollständigt das Büroleben 
in der Geschäftsstelle mit 
zwei weiteren Hunden.

Nach dem FH-Studium in 
Mannheim (1998 bis 2001) 
hat Frau Müller in der WBV  
in Wiesbaden den ersten 
Dienstposten übernommen 
und war zuletzt fast zehn 
Jahre im BMVg tätig. Neben 
verschiedenen Verwendun-
gen in den Themenbereichen 

Arbeits- und Tarifrecht, So
zialversicherungsrecht und 
KOOP-Gesellschaften, war 
Frau Müller auch vier Mal  
im Auslandseinsatz (KFOR 
und ISAF). Da sie auch im 
BAIUDBw und im BwDLZ 
tätig war, kennt sie die Bun-
deswehr und gehört damit 
auch in doppelter Weise zu 
uns – als Bundesgeschäfts-
führerin und (beurlaubte) 
Beamtin der Bundeswehr
verwaltung.

Wir freuen uns auf die Zu-
sammenarbeit und wün-
schen viel Erfolg und eine 
lange Zeit im Verband.

� _
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	< Im fachlichen Austausch

Die Bundesvorsitzende des VBB, Imke v. Bornstaedt-Küpper, im 
Austausch mit MdB Ingo Gädechens, Mitglied des Haushaltsaus-
schusses und des Gremiums „Sondervermögen der Bundeswehr“. 
Zuvor war er lange Jahre Mitglied des Verteidigungsausschusses.

	< Im fachlichen Austausch

Die Bundesvorsitzende des VBB, Imke v. Bornstaedt-Küpper, im 
Austausch mit den MdB Josef Oster und Petra Nicolaisen aus dem 
Innenausschuss über Beamten- und laufbahnrechtliche Fragen.
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Interviewfragen an AL IUD zu den Veränderungen 
im Infrastrukturverfahren
Mit Weisung vom 12. Oktober 2023 hat Staats
sekretär Hilmer die Beschleunigung der Infrastruk-
turbereitstellung angeordnet. Wichtige Aspekte 
sind neben der Beschleunigung der Prozesse neue 
Priorisierungen und die Deregulierung der Be-
darfsdeckung. Der VBB möchte von dem zustän
digen Abteilungsleiter der Abteilung Infrastruktur 
und Dienstleistungen (IUD), Ministerialdirektor  
Dr. Alexander Götz, erfahren, was der Kern des neu-
en Ansatzes ist und welche Veränderungen und 
Aufgabenverlagerungen damit verbunden sind.

1Wo liegen die größten Pro-
bleme bei den Infrastruk-

turverfahren der Bundeswehr?

Die zeitgerechte Verfügbarkeit 
von Infrastruktur für die Streit-
kräfte ist unabdingbar. Dies gilt 
für bauliche Anlagen neuer 
Waffensysteme ebenso wie für 
die Unterbringung, die Lage-
rung, die Instandsetzung und 
die Ausbildung, aber auch den 
baulichen Schutz und die Be-
treuung. Im besonderen Fokus 
stehen derzeit vor allem Kampf- 
und Kampfführungseinrichtun-
gen, Flugplätze mit Flugbe-
triebsbereichen, Hafenanlagen 
oder Infrastruktur für logisti-
sche Zwecke, denn diese sind 
eine wesentliche Voraussetzung 
für die Durchhaltefähigkeit der 
Truppe im Rahmen der Landes- 
und Bündnisverteidigung.

Der massive und weiter stei-
gende Infrastrukturbedarf der 
Bundeswehr stellt uns und die 
für uns bauenden Bauverwal-
tungen des Bundes und der 
Länder aufgrund begrenzter 
Kapazitäten vor massive Her-
ausforderungen. Neben den 
heute systemseitig bereits ab-
gebildeten fast 7.000 Baumaß-
nahmen mit einem Investitions-
volumen von aktuell bereits 
über 24 Mrd. Euro zeichnen 
sich weitere infrastrukturelle 
Bedarfe mit Blick auf die Um-
setzung des Fähigkeitsprofils 
der Bundeswehr sowie des 

Sondervermögens und des Ab-
baus des Sanierungsstaus ab. 
Die Klimaschutzziele der Bun-
deregierung erhöhen zudem 
den Druck auf die Infrastruk-
turplanung. Und dabei sind die 
Ressourcen der für die Bundes-
wehr bauenden Bauverwaltun-
gen der Länder und des Bundes 
bereits heute mit einem jährli-
chen Bauvolumen von knapp 
über einer Mrd. Euro ausgelas-
tet. Bei den aktuellen Rahmen-
bedingungen reichen schon die 
heutigen Infrastrukturbedarfe 
der Bundeswehr aus, um die 
Bauverwaltungen überschlägig 
bis mind. ins Jahr 2040 voll 
auszulasten. So lange können 
wir nicht warten. Das bedeutet 
für uns, dass wir effizienter 
werden müssen. Wir müssen 
unsere Kräfte bündeln und  
uns auf das Wichtigste kon
zentrieren und im Sinne der 
Verteidigungsfähigkeit auch 
priorisieren.

2 Was muss geschehen, da-
mit die Bundeswehr bei der 

Bereitstellung der Infrastruk-
tur schneller wird? Müssen 
dabei auch Gesetze geändert 
werden?

Nach Inkrafttreten der neuen 
RBBau am 1. Oktober 2022 
liegt der Schwerpunkt bei uns 
derzeit auf den internen Pro-
zessen; hier müssen und wol-
len wir mehr deregulieren und 
die Effizienz steigern. Auf nicht 

zwingend erforderliche Verfah-
rensschritte wollen wir verzich-
ten. Der Erlass vom 12. Oktober 
2023 zielt u. a. auch darauf ab, 
die Bauverwaltungen durch 
eine gezielte Repriorisierung 
der Bedarfe zu entlasten, damit 
diese sich auf unmittelbare, 
drängende Aufgaben konzen
trieren können. Daneben set-
zen wir in geeigneten Fällen 
und in Abstimmung mit den 
Ländern auf Partnerschaften in 
der Umsetzung. Mit der Abtei-
lung Recht und Organisation 
sind wir bestrebt, im Rahmen 
des Vergabetransformations-
pakets unter Federführung des 
Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz weitere 
Verbesserungen u. a. für den 
militärischen Bundesbau im Be-
reich der Vergabe zu erwirken. 
Daneben führen wir mit den 
Bundesländern Gespräche über 
bauordnungsrechtliche Frage-
stellungen.

3Es soll eine neue Priori
sierung erfolgen. Gibt  

es dafür neue Kriterien im 
Planungsprozess?

Aktuell ist nicht beabsichtigt, 
eine neue Priorisierungssyste-
matik – über die bereits beste-
hende hinaus – zu erarbeiten. 
Vielmehr ist dem Kriterium 
„Realisierbarkeit unter Berück-
sichtigung der Umsetzungs
ressourcen“ und damit einer 
realistischeren Ausplanung des 
Infrastrukturvorhabens auf der 
Zeitachse Rechnung zu tragen.

Nur so ist die bestehende 
Überplanung – unter Inkauf-
nahme auch schmerzhafter 
Entscheidungen – zugunsten 
einer verlässlichen Umset-
zungsplanung abzubauen.

4Zurzeit existiert ein soge-
nannter Schnellläufer für 

die Unterbringung der Flug-
zeuge F-35. Was ist das Beson-
dere an einem Schnellläufer 
und was unterscheidet ihn von 
den üblichen Verfahren? Kann 
dieses Verfahren als Blaupause 
für andere Bauprojekte dienen? 
Werden bei einem Schnellläu-
fer die Dienststellen vor Ort 
mit Personal verstärkt?

Im Projekt F-35A unterstützt 
und entlastet das BAIUDBw 
das Amt für Bundesbau erheb-
lich durch Übernahme diverser 
Aufgaben bei der Umsetzung 
der Infrastrukturvorhaben in 
Büchel. Der Tornado-Nachfol-
ger F-35A ist ein marktverfüg-
bares System. Der Zulauf die-
ses Waffensystems erfolgt 
bereits ab 2027. Bis dahin muss 
die Infrastruktur unter massi-
vem Zeitdruck weitestgehend 
fertiggestellt sein. Diese Mam-
mutaufgabe stemmen wir ak-
tuell zusammen mit dem Amt 
für Bundesbau in Rheinland-
Pfalz. Weder hätten die verfüg-
baren Ressourcen des Amts für 
Bundesbau in Rheinland-Pfalz 
noch die des BAIUDBw allein 
jeweils ausgereicht, um dieses 
Projekt in der kurzen Zeit um-
zusetzen.
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Das BAIUDBw ist weder perso-
nell noch strukturell dafür auf-
gestellt, regelmäßig die Bau-
verwaltungen des Bundes und 
der Länder in den Infrastruk-
turverfahren zu entlasten. 
Auch soll die Bauverwaltung 
weiterhin unser erster und 
wichtigster Partner bei den 
militärischen Bauaufgaben 

bleiben. Wir müssen daher im 
Einzelfall nach Bauaufgabe, 
Wichtigkeit für die Verteidi-
gungsfähigkeit, Zeitkritikalität, 
Auslastung der betroffenen 
Bauverwaltung etc. prüfen, ob 
und in welchem Umfang eine 
Unterstützung und Entlastung 
der Bauverwaltung durch das 
BAIUDBw erforderlich und 

möglich sind. Dasselbe gilt für 
die Frage, ob und in welchem 
Umfang deshalb Personal vor 
Ort zu verstärken sein wird. All 
das tun wir im Einvernehmen 
mit den Ländern.

5Bisher bauen die Bauver-
waltungen der Bundeslän-

der für die Bundeswehr und er-
halten dafür Geld. Nun wollen 
Sie mit Dritten bauen oder die 
BIMA soll bauen. Wie wollen 
Sie die Bundesländer davon 
überzeugen, auf die Einnah-
men zu verzichten?

Der Infrastrukturbedarf der 
Bundeswehr ist massiv. Die 
Bauverwaltungen des Bundes 
und der Länder bleiben unver-
ändert der zentrale und wich-
tigste Partner des Bundes für 
die Umsetzung der Infrastruk-
turvorhaben. Der Bund gibt  
die Gewähr für eine über Jahre 
hinaus anhaltende hohe Auf-
tragslast und hält an der be-
währten Partnerschaft mit den 
Ländern fest. Tatsächlich un-

terstützen wir da, wo möglich, 
dass die Bauverwaltungen des 
Bundes und der Länder ihren 
Bauumsatz in den nächsten 
Jahren deutlich steigern und 
dafür neues, zusätzliches Per-
sonal einstellen können (Stich-
wort Fachkräftemangel) und 
werden.

6Bis Ende 2023 sollten die 
Änderungsbedarfe der Vor-

schriften festgestellt werden. 
Sind Sie mit dem Ergebnis zu-
frieden?

Die Anpassung und Überfüh-
rung unserer Vorschriften an 
die neue RBBau sind in vollem 
Gang. Wichtig ist, dass dem 
BAIUDBw und den Bauverwal-
tungen mit dem Beschleuni-
gungserlass bereits die nötige 
Handlungsfreiheit gegeben 
wurde. Der Projekterfolg steht 
im Vordergrund. Ganz im Geis-
te der neuen RBBau haben sich 
hieran Verantwortlichkeiten, 
Zuständigkeiten und Verfahren 
auszurichten.
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